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Text 

Abschluss von Rahmenvereinbarungen und Vergabe von Aufträgen 
auf Grund einer Rahmenvereinbarung 

§ 202. (1) Aufträge können auf Grund einer Rahmenvereinbarung vergeben werden, sofern die 
Rahmenvereinbarung nach Durchführung eines offenen Verfahrens, eines nicht offenen Verfahrens oder 
eines Verhandlungsverfahrens abgeschlossen wurde. Soweit dies auf Grund des Wertes und des 
Gegenstandes der Rahmenvereinbarung erforderlich erscheint, ist beim Abschluss einer 
Rahmenvereinbarung eine Verfahrensart zu wählen, durch die ein angemessener Grad von Öffentlichkeit 
gewährleistet ist. Das Verfahren der Direktvergabe für den Abschluss einer Rahmenvereinbarung darf nur 
unter den in § 201 genannten Voraussetzungen gewählt werden. 

(2) Das Instrument der Rahmenvereinbarung darf nicht missbräuchlich oder in einer Weise 
angewendet werden, durch die der Wettbewerb behindert, eingeschränkt oder verfälscht wird. 

(3) Die Partei oder die Parteien der Rahmenvereinbarung werden nach Durchführung eines offenen 
Verfahrens, eines nicht offenen Verfahrens nach vorherigem Aufruf zum Wettbewerb oder eines 
Verhandlungsverfahrens ermittelt. Der Sektorenauftraggeber hat den nicht berücksichtigten Bietern die 
Gründe für die Ablehnung ihres Angebotes, die Merkmale und Vorteile des oder der erfolgreichen 
Angebotes bzw. Angebotes sowie den Namen der Partei bzw. der Parteien der Rahmenvereinbarung 
mitzuteilen. Die Gründe der Nichtberücksichtigung sind nicht bekannt zu geben, sofern die Bekanntgabe 
dieser Informationen öffentlichen Interessen oder den berechtigten Geschäftsinteressen von 
Unternehmern widersprechen oder dem freien und lauteren Wettbewerb schaden würde. 
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(4) Aufträge auf Grund einer Rahmenvereinbarung können im Verhandlungsverfahren ohne 
vorherigen Aufruf zum Wettbewerb vergeben werden. 
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